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SATZUNG 
über die öffentliche Wasserversorgung der 

Stadt Winnenden 
(Wassersatzung) 

          
     

 

Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung 
vom 03.10.1983 (GBI S. 577) hat der Gemeinderat am 01.07.1986 die nachstehende „Sat-
zung über die öffentliche Wasserversorgung der Stadt Winnenden (Wassersatzung)“ be-
schlossen: 

 
§ 1  Rechtsform 
  

(1) Die Stadt Winnenden betreibt durch die Stadtwerke Winnenden GmbH die Was-
serversorgung als öffentliche Einrichtung zur Lieferung von Trinkwasser. 

 
(2) Die nachfolgenden Bestimmungen über den Anschluss und Benutzungszwang 

richten sich nach öffentlichem Recht. 
 

(3) Die Rechtsverhältnisse zwischen der Stadtwerke Winnenden GmbH und den An-
schlussnehmern unterliegen dem Privatrecht. 

 
(4) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Betrieb der Wasser-        

versorgung besteht nicht. 
 
 
§ 2  Grundstücksbegriff, Grundstückseigentümer 
 

(1) Als Grundstück gilt ohne Rücksicht auf die Bezeichnung im Grundbuch jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit 
bildet, insbesondere dann, wenn ihm eine besondere Hausnummer zugeteilt ist. 

 
(2) Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, dem Erbbauberechtigte Woh-

nungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung eines 
Grundstücks dinglich Berechtigte gleichstehen. Von mehreren dinglich Berechtig-
ten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3  Anschluss und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Winnenden liegenden Grundstücks ist 
berechtigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage 
und die Belieferung mit Trinkwasser nach Maßgabe der Absätze 2-4 zu verlangen. 
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(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, 
die durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentü-
mer können nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder 
eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 

 
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann 

abgelehnt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks 
oder aus sonstigen technischen Gründen der Stadtwerke Winnenden GmbH er-
hebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert. 

 
(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 2 

und 3, sofern der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und 
Betrieb zusammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Si-
cherheit zu leisten. 

 
 
§ 4 Anschlusszwang 
 

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht wird, sind 
verpflichtet, diese Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
anzuschließen, wenn sie an eine öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen 
Versorgungsleitung grenzen oder ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen 
Straße durch einen Privatweg haben. Befinden sich auf einem Grundstück 
mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Ge-
bäude anzuschließen. Bei Neu- und Umbauten muss der Anschluss vor der 
Schlussabnahme des Baues ausgeführt sein. 

 
(2) Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf An-

trag befreit, wenn der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch unter Be-
rücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohles nicht zugemutet werden 
kann. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der 
Stadt Winnenden einzureichen. 

 
 
§ 5 Benutzungszwang 
 

(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage ange-
schlossen sind  haben die Wasserabnehmer ihren gesamten Wasserbedarf 
aus dieser zu decken. 

 
(2) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Wasserabnehmer auf Antrag be-

freit, wenn die Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch unter Berück-
sichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohles nicht zugemutet werden kann. 
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(3) Die Stadt räumt dem Wasserabnehmer darüber hinaus im Rahmen des ihr wirt-
schaftlich zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von 
ihm gewünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschränken. 

 
(4) Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe der Gründe 

schriftlich bei der Stadt einzureichen. 
 
 
 
 
§ 6 Regelung der Wasserversorgung im Einzelnen 
 
Der Anschluss an das Versorgungsnetz, die Abgabe von Wasser und das hierfür zu zahlende 
Entgelt richten sich nach den Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 
 (AVBWasserV) und den „Ergänzenden Bestimmungen“ der Stadtwerke Winnenden GmbH 
in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 
 
§ 7 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Gebot oder Verbot dieser Satzung (§§ 4 und 5) zuwi-
derhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
 
 
§ 8 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.09.1986 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wassersat-
zung und über die Abgabe von Wasser (Wassersatzung) in der Fassung vom 
23.10.1979  außer Kraft. 
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VERORDNUNG ÜBER 

ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FÜR 
DIE VERSORGUNG MIT WASSER 
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STADTWERKE  WINNENDEN GMBH 





Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 

(AVBWasserV) vom 20. Juni 1980 
veröffentlicht im Bundesgesetzblatt Nr. 31/1980, Teil I 

Gültig ab 1. April 1980 
          

     
 
Aufgrund des § 27 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen vom 9. Dezember 1978 (BGBl. I S. 3317) wird mit Zustimmung des Bundesrates 
verordnet: 
 
§ 1  Gegenstand der Verordnung 
 

(1) Soweit Wasserversorgungsunternehmen für den Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgung und für die öffentliche Versorgung mit Wasser Vertrags-
muster oder Vertragsbedingungen verwenden, die für eine Vielzahl von Verträ-
gen vorformuliert sind (allgemeine Versorgungsbedingungen), gelten die §§ 2 
und 34.  
Diese sind, soweit Absatz 3 und § 35 nichts anderes vorsehen, Bestandteil des 
Versorgungsvertrages. 

 
(2) Die Verordnung gilt nicht für den Anschluss und die Versorgung von Industrie-

unternehmen  und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser. 
 

(3) Der Vertrag kann auch zu allgemeinen Versorgungsbedingungen abgeschlos-
sen werden, die von den §§ 2 bis 34 abweichen, wenn das Wasserversor-
gungsunternehmen einen  Vertragsabschluss zu den allgemeinen Bedingun-
gen dieser Verordnung angeboten hat und der Kunde mit den Abweichungen 
ausdrücklich einverstanden ist.  Auf die abweichenden Bedingungen sind die 
§§ 3 bis 11 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen anzuwenden. 

 
(4) Das Wasserversorgungsunternehmen hat seine allgemeinen Versorgungsbe-

dingungen, soweit sie in dieser Verordnung nicht abschließend geregelt sind 
oder nach Absatz 3 von den §§ 2 bis 34 abweichen, einschließlich der dazuge-
hörenden Preisregelungen und Preislisten in geeigneter Weise öffentlich be-
kannt zu geben. 

 
§ 2  Vertragsabschluß 
 

(1) Der Vertrag soll schriftlich abgeschlossen werden. Ist er auf andere Weise zu-
stande gekommen, so hat das Wasserversorgungsunternehmen den  
Vertragsabschluss dem Kunden unverzüglich schriftlich zu bestätigen. Wird die 
Bestätigung mit automatischen Einrichtungen ausgefertigt, bedarf es keiner 
Unterschrift. Im Vertrag oder in der Vertragsbestätigung ist auf die allgemeinen 
Versorgungsbedingungen hinzuweisen. 
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(2) Kommt der Vertrag dadurch zustande, dass Wasser aus dem Verteilungsnetz 
des Wasserversorgungsunternehmens entnommen wird, so ist der Kunde  
verpflichtet, dies dem Unternehmen unverzüglich mitzuteilen. Die Versorgung 
erfolgt zu den für gleichartige Versorgungsverhältnisse geltenden Preisen. 

 
(3) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, jedem Neukunden bei 

Vertragsabschluss sowie den übrigen Kunden auf Verlangen die dem Vertrag 
zugrundeliegenden allgemeinen Versorgungsbedingungen einschließlich der 
dazugehörenden Preisregelungen und Preislisten unentgeltlich  
auszuhändigen. 

 
§ 3 Bedarfsdeckung 
 

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dem Kunden im Rahmen des wirt-
schaftlich Zumutbaren die Möglichkeit einzuräumen, den Bezug auf den von  
ihm gewünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschrän-
ken. Der Kunde ist verpflichtet, seinen Wasserbedarf im vereinbarten Um-
fange aus dem Verteilungsnetz des Wasserversorgungsunternehmens zu de-
cken. 

2. Vor der Errichtung einer Eigengewinnungsanlage hat der Kunde dem Wasser-

versorgungsunternehmen Mitteilung zu machen. Der Kunde hat durch geeig-

nete Maßnahmen sicher zu stellen, dass von seiner Eigenanlage keine Rück-

wirkungen in das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. 

§ 4  Art der Versorgung 

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt zu den jeweiligen allgemeinen Ver-
sorgungsbedingungen einschließlich der dazugehörenden Preise Wasser zur 
Verfügung. 

(3)  
(4) Änderungen der allgemeinen Versorgungsbedingungen werden erst nach öf-

fentlicher Bekanntgabe wirksam. Dies gilt auch für die dazugehörenden Preise, 
sofern sie nicht dem Kunden im Einzelfall mitgeteilt werden. 

(5)  
(6) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den aner-

kannten Regeln der Technik für die vereinbarte Bedarfsart (Trink- oder Be-
triebswasser) entsprechen. Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflich-
tet, das Wasser unter dem Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung 
des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. 
Das Unternehmen ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des         
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie 
der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen 
aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei 
sind die Belange des Kunden möglichst zu berücksichtigen.  
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(4)   Stellt der Kunde Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des Wassers, die über                                       
vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen    
Vorkehrungen zu treffen. 

§ 5  Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechungen 

(1)    Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, Wasser im vereinbarten  Um-
fang jederzeit am Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu stellen.                                       
Dies gilt nicht     

1. Soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen Wasserversor-
gung erforderlich oder sonst vertraglich vorbehalten sind; 

 
2. soweit und solange das Unternehmen an der Versorgung durch höhere Gewalt oder 

sonstige Umstände, deren Beseitigung ihm wirtschaftlich nicht zugemutet werden 
kann, gehindert ist. 

 
(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme  betriebs-

notwendiger Arbeiten erforderlich ist. Das Wasserversorgungsunternehmen hat 
jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich zu beheben. 

 
(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Kunden bei einer nicht nur für kurze 

Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter 
Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Unter-
richtung 

 
                 1.  nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und das    
                      Unternehmen dies nicht zu vertreten hat oder 
 

    2.  die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen 
          verzögern würde. 

 
§ 6 Haftung bei Versorgungsstörungen 
 

( 1 ) Für Schäden, die ein Kunde durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder                                    
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet das ihn beliefernde Was-
serversorgungsunternehmen aus Vertrag oder unerlaubter Handlung im Falle 

 
                 1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des  
                      Kunden, es sei denn, dass der Schaden von dem Unternehmen      
                      oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich    
                      noch fahrlässig verursacht worden ist, 
  

            2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden   
  weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des   
  Unternehmens oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen      
  verursacht worden ist, 
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         3.    eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch 
                Vorsatz  noch durch grobe Fahrlässigkeit des Inhabers des  
                Unternehmens oder eines vertretungsberechtigten Organs oder  

                      Gesellschafters verursacht worden ist. 
 
 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Han-
deln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

 
(1) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von Kunden anzuwenden, die diese gegen ein 

Drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend 
machen. Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, seinen Kunden 
auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unter-
nehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie 
ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können 
und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 

 
(2) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,-- Euro. 

 
(1) Ist der Kunde berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten weiterzu-

leiten, und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet das 
Wasserversorgungsunternehmen dem Dritten gegenüber in demselben 
Umfange wie dem Kunden aus dem Versorgungsvertrag. 

 
(2) Leitet ein Kunde das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er im 

Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass dieser aus     
unerlaubter Handlung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche               
erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Das Was-
serversorgungsunternehmen hat den Kunden hierauf bei Abschluss des 
Vertrages besonders hinzuweisen. 

 
(3) Der Kunde hat den Schaden unverzüglich dem ihn beliefernden                       

Wasseversorgungsunternehmen oder, wenn dieses feststeht, dem ersatz-
pflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Kunde das gelieferte Was-
ser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung  auch dem Dritten           
aufzuerlegen. 

 
 
 
§ 7   

 
(weggefallen) 
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§ 8  Grundstücksbenutzung 

 
2. Kunden und Anschlussnehmer, die Grundstückseigentümer sind, haben für 

Zwecke der örtlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen von Leitungen 
einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über ihre im         
gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grund-
stücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen sind, die vom Eigentü-
mer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt 
werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaft-
lich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 

 
3. Der Kunde oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der 

beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstückes zu benachrichtigen. 
 

4. Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung hat das Wasserversorgungsunternehmen zu tragen; 
dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen ausschließlich der Versorgung des 
Grundstücks dienen. 

 
5. Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die 

Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen des Unter-
nehmens noch fünf Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies 
nicht zugemutet werden kann. 

 
6. Kunden und Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer sind, ha-

ben auf Verlangen des Wasserversorgungsunternehmens die schriftliche                 
Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Benutzung des zu versorgen-
den Grundstücks im Sinne der Absätze 1 und 4 beizubringen. 

 
7. Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrs-

flächen sowie  für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von            
öffentlichen Verkehrswegen und  Verkehrsflächen bestimmt sind. 
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§ 9  Baukostenzuschüsse 

 
(3) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, von den Anschlussnehmern 

einen angemessenen Baukostenzuschuss zur teilweisen Abdeckung der bei wirt-
schaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten für die Erstellung oder Verstär-
kung von der örtlichen Versorgung dienenden Verteilungsanlagen zu verlangen, 
soweit sie sich ausschließlich dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, in dem 
der Anschluss erfolgt. Baukostenzuschüsse dürfen höchstens 70 vom Hundert 
dieser Kosten abdecken. 

 
  

(2) Der von den Anschlussnehmern als Baukostenzuschuss zu übernehmende 
Kostenanteil kann unter Zugrundelegung der Straßenfrontlänge des anzu-
schließenden Grundstücks und des Preises für einen Meter Versorgungslei-
tung bemessen werden. Der Preis für einen Meter Versorgungsleitung ergibt 
sich aus den Anschaffungs- und Herstellungskosten der in Absatz 1 genannten 
Verteilungsanlagen, geteilt durch die Summe der Straßenfrontlängen aller 
Grundstücke, die im betreffenden Versorgungsbereich an die   Verteilungsan-
lagen angeschlossen werden können. Das Wasserversorgungsunternehmen 
kann der Berechnung eine die Verhältnisse des Versorgungsbereichs oder  

(3) Versorgungsgebiets berücksichtigende Mindeststraßenfrontlänge von bis zu 
15 Metern zugrunde legen. 

 
(4) Das Wasserversorgungsunternehmen kann bei der Bemessung des Baukos-

tenzuschusses an Stelle oder neben der Straßenfrontlänge andere kostenori-
entierte Bemessungseinheiten, wie die Grundstücksgröße, die Geschossfläche 
oder die Zahl der Wohnungseinheiten oder gleichartiger Wirtschaftseinheiten, 
verwenden. In diesem Fall ist bei der Berechnung des Baukostenzuschusses 
die Summe der Bemessungseinheiten der Grundstücke zu berücksichtigen, die 
im betreffenden Versorgungsbereich angeschlossen werden können. 

 
(5) Ein weiterer Baukostenzuschuss darf nur verlangt werden, wenn der An-

schlussnehmer seine Leistungsanforderungen wesentlich erhöht. Er ist nach 
den Absätzen 2 und 3 zu bemessen. 

 
(6) Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor dem                   

1. Januar 1981 errichtet worden oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt 
begonnen worden ist, so kann das Wasserversorgungsunternehmen abwei-
chend von den Absätzen 1 bis 3 einen Baukostenzuschuss nach Maßgabe der 
für die Anlage bisher verwendeten Berechnungsmaßstäbe verlangen. 

 
(7) Der Baukostenzuschuss und die in § 10 Abs. 4 geregelten Hausanschlusskos-

ten sind getrennt zu errechnen und dem Anschlussnehmer aufgegliedert aus-
zuweisen. 
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§ 10 Hausanschluss 
 

(4) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der 
Kundenanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und en-
det mit  der Hauptabsperrvorrichtung. 

 
(5) Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie deren Änderung werden nach  

Anhörung des Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten      In-
teressen vom Wasserversorgungsunternehmen bestimmt. 

 
 

(6) Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Wasserversorgungsun-
ternehmens und stehen vorbehaltlich abweichender Vereinbarung in       dessen 
Eigentum. Sie werden  ausschließlich von diesem hergestellt, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt, müssen zugänglich und vor Be-
schädigungen geschützt sein. Soweit das Versorgungsunternehmen die Erstel-
lung des Hausanschlusses oder Veränderungen des Hausanschlusses nicht 
selbst, sondern durch Nachunternehmer durchführen lässt, sind Wünsche des 
Anschlussnehmers bei der Auswahl der Nachunternehmer zu berücksichtigen. 
Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Er-
richtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den 
Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

 
(7) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, vom Anschlussnehmer 

die Erstattung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten für 
 

(1) die Erstellung des Hausanschlusses; 
 
(2) die Veränderungen des Hausanschlusses, die durch eine Änderung    

oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen Gründen 
von ihm veranlasst werden,  zu verlangen. Die Kosten können pauschal 
berechnet werden. 

 
(8) Kommen innerhalb von fünf Jahren nach Herstellung des Hausanschlusses 

weitere  Anschlüsse hinzu und wird der Hausanschluss dadurch teilweise zum 
Bestandteil des Verteilungsnetzes, so hat das Wasserversorgungsunterneh-
men die Kosten neu aufzuteilen und dem Anschlussnehmer den etwa zuviel 
gezahlten Betrag zu erstatten. 

 
(9) Soweit hinsichtlich des Eigentums am Hausanschluss und der daraus folgen-

den Pflichten zur Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Änderung, Abtren-
nung und Beseitigung bestehende allgemeine Versorgungsbedingungen von 
Absatz 3 abweichen, können diese Regelungen auch nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung beibehalten werden. 
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(10) Jede Beschädigung des Hausanschlusses, insbesondere das Undicht werden 
von Leitungen sowie sonstige Störungen sind dem Wasserversorgungsunter-
nehmen unverzüglich mitzuteilen. 

 
(11) Kunden und Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer sind, haben 

auf Verlangen des Wasserversorgungsunternehmens die schriftliche Zustim-
mung des Grundstückseigentümers zur Herstellung des Hausanschlusses   un-
ter Anerkennung der damit verbundenen Verpflichtungen beizubringen. 

 
§ 11 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

 
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen kann verlangen, dass der Anschluss-

nehmer auf  eigene Kosten nach seiner Wahl an der Grundstücksgrenze einen 
geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn 
 

a. das Grundstück unbebaut ist oder 
b. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die unver-

hältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können oder 

c. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers           
vorhanden ist. 

 
(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßem 

Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 
 

(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf seine Kosten 
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind 
und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung    mög-
lich ist. 

(4) § 10 Abs. 8 gilt entsprechend. 
 
§ 12 Kundenanlage 

 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhal-

tung der Anlage hinter dem Hausanschluss, mit Ausnahme der Messeinrich-
tungen des Wasserversorgungsunternehmens, ist der Anschlussnehmer    
verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet 
oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. 

 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Verordnung und 

anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den         
anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten 
werden. Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen 
nur durch das Wasserversorgungsunternehmen oder ein in ein Installateur-
verzeichnis eines Wasserversorgungsunternehmens eingetragenes Installati-
onsunternehmen erfolgen.  
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Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Ausführungen der Arbeiten 
zu überwachen. 

 
 

(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können plombiert 
werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Kundenanlage gehören, unter 
Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den 
Angaben des Wasserversorgungsunternehmens  zu veranlassen. 

 
(4) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet werden, die den allgemein     

anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Die Einhaltung der 
Voraussetzungen des Satzes 1 wird vermutet, wenn eine                          
CE-Kennzeichnung für den ausdrücklichen Einsatz im Trinkwasserbereich 
vorhanden ist. Sofern diese CE Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, 
wird dies auch vermutet, wenn das Produkt oder Gerät ein Zeichen eines  
akkreditierten Branchenzertifizierers trägt, insbesondere das                     
DIN DVGW-Zeichen oder DVGW-Zeichen. 

 
zu § 12 Abs. (4) 

 
1. Produkte und Geräte, die in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über        

den Europäischen Wirtschaftsraum rechtmäßig hergestellt worden sind oder 
2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in der Türkei              
rechtmäßig hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden sind 

 
und die nicht den technischen Spezifikationen der Zeichen nach Satz 3 entsprechen, 
werden einschließlich der in den vorgenannten Staaten durchgeführten Prüfungen 
und Überwachungen als gleichwertig behandelt, wenn mit ihnen das in Deutschland 
geforderte Schutzniveau gleichermaßen dauerhaft erreicht wird." 

 
(5) Die Teile des Hausanschlusses, die in Anwendung von § 10 Abs. 6 im              

Eigentum des Kunden stehen und zu deren Unterhaltung er verpflichtet ist, 
sind Bestandteile der Kundenanlage. 

 
 

§ 13 Inbetriebsetzung der Kundenanlage 
 
 

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen oder dessen Beauftragte schließen die 
Kundenanlage an das Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb.  

(3) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Wasserversorgungsunternehmen 
über das Installationsunternehmen zu beantragen. 

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen kann für die Inbetriebsetzung vom Kun-
den Kostenerstattung verlangen; die Kosten können pauschal berechnet wer-
den. 
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§ 14 Überprüfung der Kundenanlage 
 

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Kundenanlage vor 
und nach ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Es hat den Kunden auf er-
kannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseiti-
gung verlangen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche 
Störungen erwarten lassen, so ist das Wasserversorgungsunternehmen be-
rechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für 
Leib und Leben ist es hierzu verpflichtet. 

(3)    Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch                  
deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt das Wasserversorgungter-

nehmen keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn 
es bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und 

Leben darstellen. 
 

§ 15 Betrieb, Erweiterung und Änderung von Kundenanlage und 
        Verbrauchseinrichtungen; Mitteilungspflichten 
 
3.2 Anlage und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass Störungen 

anderer Kunden, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Wasserver-
sorgungsunternehmens oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

3.2 Erweiterungen und Änderungen der Anlage sowie die Verwendung zusätzli-
cher                                                           

Verbrauchseinrichtungen sind dem Wasserversorgungsunternehmen  
mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungsgrößen ändern oder sich 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

 
§ 16 Zutrittsrecht 

 
Der Kunde hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Wasserver-
sorgungsunternehmens den Zutritt zu seinen Räumen und zu den in  
§ 11 genannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der  
technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten  
nach dieser Verordnung, insbesondere zur Ablesung, oder zur Ermittlung  
preislicher Bemessungsgrundlagen erforderlich und vereinbart ist. 

 
§ 17 Technische Anschlussbedingungen 

 
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, weitere technische       

Anforderungen an den Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an den 
Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und 
störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse 
des Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den           
anerkannten Regeln der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss             
bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung 
des Versorgungsunternehmens abhängig gemacht werden. Die Zustimmung 
darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungs-
freie Versorgung gefährden würde.   
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(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die weiteren technischen                 

Anforderungen der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Behörde kann sie                
beanstanden, wenn sie mit Inhalt und Zweck dieser Verordnung nicht zu      
vereinbaren sind. 

 
§ 18 Messung 
 

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt die vom Kunden verbrauchte Was-
sermenge durch Messeinrichtungen fest, die den eichrechtlichen Vorschriften 
entsprechen müssen. Bei öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die gelie-
ferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschätzt werden, wenn die Kosten 
der Messung außer Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs  stehen. Das Wasser-
versorgungsunternehmen hat dafür Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie 
Messung der verbrauchten Wassermenge gewährleistet ist. Es bestimmt Art, 
Zahl und Größe sowie Anbringungsort der Messeinrichtungen. Ebenso ist die 
Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der Mess-
einrichtungen Aufgabe des Unternehmens. Es hat den Kunden und den An-
schlussnehmer anzuhören und deren berechtigte Interessen zu wahren. Es ist 
verpflichtet, auf Verlangen des Kunden oder des  Hauseigentümers die Messein-
richtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien 
Messung möglich ist; der Kunde oder der Hauseigentümer ist  verpflichtet, die 
Kosten zu tragen. 

 
1. Der Kunde haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Messeinrichtun-

gen, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und 
Störungen dieser Einrichtungen dem Wasserversorgungsunternehmen unverzüglich 
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor 
Frost zu schützen. 

 
§ 19 Nachprüfung von Messeinrichtungen 

 
(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 

Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 6 Abs. 
2 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Kunde den Antrag auf Prüfung nicht 
bei dem Wasserversorgungsunternehmen, so hat er dieses vor Antragstellung 
zu benachrichtigen. 

 
(2) Die Kosten der Prüfung fallen dem Unternehmen zur Last, falls die                   

Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst 
dem  Kunden. 

 
§ 20 Ablesung 

 
1. Die Messeinrichtungen werden vom Beauftragten des Wasserversorgungsunter-

nehmens möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen des Unterneh-
mens vom Kunden selbst abgelesen. Dieser hat dafür Sorge zu  tragen, dass die 
Messeinrichtungen leicht zugänglich sind. 
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2. Solange der Beauftragte des Unternehmens die Räume des Kunden nicht zum 
Zwecke der Ablesung betreten kann, darf das Unternehmen den            Verbrauch 
auf der Grundlage der  letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse 
sind angemessen zu berücksichtigen. 

 
§ 21 Berechnungsfehler 

 
(1) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der Verkehrs-

fehlergrenzen  oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages 
festgestellt, so ist der Zuviel oder Zuwenig berechnete Betrag zu erstatten     
oder nach zu entrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei               
festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt das       
Wasserversorgungsunternehmen den Verbrauch für die Zeit seit der letzten 
fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehen-
den und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraums     
oder aufgrund des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung; die tatsächlichen 
Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 

 
(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorher-

gehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des   
Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem 
Fall ist der Anspruch auf längstens zwei Jahre beschränkt. 

 
§ 22 Verwendung des Wassers 
 

(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Kunden, seiner Mieter und 
ähnlich berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an sons-
tige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Wasserversorgungsunterneh-
mens zulässig. Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterlei-
tung nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe    entgegenstehen. 

 
(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in dieser Ver-

ordnung oder aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften Be-
schränkungen vorgesehen sind. Das Wasserversorgungsunternehmen kann die 
Verwendung für bestimmte  Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicherstellung 
der allgemeinen Wasserversorgung  erforderlich ist. 

 
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist beim Wasserversor-

gungsunternehmen vor Beginn der Bauarbeiten zu beantragen. Der Antragsteller 
hat dem Wasserversorgungsunternehmen alle für die Herstellung und Entfer-
nung des Bauwasseranschlusses entstehenden Kosten zu erstatten. Die Sätze 
1 und 2 gelten für Anschlüsse zu  sonstigen vorübergehenden Zwecken entspre-
chend. 
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(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu an-

deren vorübergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfür Hydranten-
standrohre des Wasserversorgungsunternehmens mit Wasserzählern zu benut-
zen. 

 
 

§ 23 Vertragsstrafe 
 

(1) Entnimmt der Kunde Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor An-
bringung der Messeinrichtungen oder nach Einstellung der Versorgung, so ist 
das Wasserversorgungsunternehmen berechtigt, eine Vertragsstrafe zu ver-
langen. Dabei kann höchstens vom Fünffachen desjenigen Verbrauchs aus-
gegangen werden, der sich auf der Grundlage des Vorjahresverbrauchs an-
teilig für die Dauer der unbefugten Entnahme ergibt. Kann der Vorjahresver-
brauch des Kunden nicht ermittelt werden, so ist derjenige vergleichbarer Kun-
den zugrunde zu legen. Die Vertragsstrafe ist nach den für den Kunden gel-
tenden Preisen zu berechnen. 

 
(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich 

oder grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderli-
chen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Be-
trags, den der Kunde bei Erfüllung seiner Verpflichtungen nach den für ihn 
geltenden Preisen zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. 

 
(5) Ist die Dauer der unbefugten Entnahme oder der Beginn der Mitteilungspflicht 

nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe nach vorstehenden Grundsätzen 
über einen festgestellten Zeitraum hinaus für längstens ein Jahr erhoben werden. 

 
§ 24 Abrechnung, Preisänderungsklauseln 

 
(1) Das Entgelt wird nach Wahl des Wasserversorgungsunternehmens monatlich 

oder in anderen Zeitabschnitten, die jedoch zwölf Monate nicht wesentlich 
überschreiten dürfen, abgerechnet. 

 
(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so wird der 

für die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet; jahres-
zeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der Grundlage der für die jewei-
lige Abnehmergruppe maßgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu          
berücksichtigen. Entsprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes. 
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(3) Preisänderungsklauseln sind kostennah auszugestalten. Sie dürfen die         

Änderung der Preise nur von solchen Berechnungsfaktoren abhängig           
machen, die der Beschaffung und Bereitstellung des Wassers zuzurechnen 
sind. Die Berechnungsfaktoren müssen vollständig und in allgemein verständ-
licher Form ausgewiesen werden. 

 
§ 25 Abschlagszahlungen 

 
(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet, so kann das Wasser-

versorgungsunternehmen für die nach der letzten Abrechnung verbrauchte 
Wassermenge Abschlagszahlung verlangen. Diese ist anteilig für den         
Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend  dem Verbrauch im zuletzt      
abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist eine solche Berechnung nicht 
möglich, so bemisst sich die Abschlagszahlung nach dem durchschnittlichen 
Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein    
Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Ändern sich die Preise, so können die nach der Preisänderung anfallenden 
Abschlagszahlungen mit dem Vom Hundertsatz der Preisänderung                 
entsprechend angepasst werden. 

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen verlangt 
wurden, so ist der übersteigende Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens 
aber mit der nächsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach Beendigung 
des Versorgungsverhältnisses sind zu viel gezahlte Abschläge unverzüglich 
zu erstatten. 

 
 
§ 26 Vordrucke für Rechnungen und Abschläge 

 
Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen verständlich sein. Die für die 
Forderung maßgeblichen Berechnungsfaktoren sind vollständig und in allgemein 
verständlicher Form auszuweisen. 

 
 
§ 27 Zahlung, Verzug 

 
(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom Wasserversorgungsunter-

nehmen angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach        
Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. 

 
(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann das Wasserversorgungsunternehmen, 

wenn es erneut zur Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen                
Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten auch pau-
schal berechnen. 

 
2. / Seite - 15 - 

 
 
 
 



 
2. / Seite - 15 - 

 
 

§ 28 Vorauszahlungen 
 

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, für den Wasserver-
brauch eines Abrechnungszeitraums Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach 
den Umständen des Einzelfalls zu besorgen ist, dass der Kunde seinen       
Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden 
Abrechnungszeitraumes oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichba-
rer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, das sein Verbrauch erheblich gerin-
ger ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Abrech-
nungszeitraum über mehrere Monate und erhebt das Wasserversorgungsun-
ternehmen Abschlagszahlungen, so kann es die Vorauszahlung nur in ebenso 
vielen Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der nächsten      
Rechnungserteilung zu verrechnen. 

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann das Wasserversorgungs-
unternehmen auch für die Erstellung oder Veränderung des Hausanschlusses 
sowie in den Fällen des § 22 Abs. 3 Satz 1 Vorauszahlungen verlangen. 

 
 
 
§ 29 Sicherheitsleistung 

 
(1) Ist der Kunde oder Anschlussnehmer zur Vorauszahlung nicht in der Lage, so 

kann das Wasserversorgungsunternehmen in angemessener Höhe Sicher-
heitsleistung verlangen. 

 
(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundes-

bank verzinst. 
 

(3) Ist der Kunde oder Anschlussnehmer in Verzug und kommt er nach erneuter 
Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich seinen Zahlungsverpflichtungen aus 
dem Versorgungsverhältnis nach, so kann sich das Wasserversorgungsunter-
nehmen aus der Sicherheit bezahlt machen. Hierauf ist in der Zahlungsauffor-
derung hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu 
Lasten des Kunden oder Anschlussnehmers. 

 
(4) Die Sicherheit ist zurückzugeben, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen 

sind. 
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§ 30 Zahlungsverweigerung 

   
Einwände gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen zum     
Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, 
(1) soweit sich aus den Umständen ergibt, dass offensichtliche Fehler vorliegen, 

und 
(2) wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung innerhalb von 

zwei Jahren nach Zugang der fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsbe-
rechnung geltend gemacht wird. 

 
§ 31 Aufrechnung 
 
Gegen Ansprüche des Wasserversorgungsunternehmens kann nur mit unbestritte-
nen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 

 
§ 32 Laufzeit des Versorgungsvertrages, Kündigung 

 
(1) Das Vertragsverhältnis läuft so lange ununterbrochen weiter, bis es von einer 

der beiden Seiten mit einer Frist von einem Monat auf das Ende eines Kalen-
dermonats gekündigt wird. 

 
(2) Bei einem Umzug ist der Kunde berechtigt, den Vertrag mit zweiwöchiger Frist 

auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen. 
 

(3) Wird der Verbrauch von Wasser ohne ordnungsmäßige Kündigung eingestellt, 
so haftet der Kunde dem Wasserversorgungsunternehmen für die Bezahlung 
des Wasserpreises für den von der Messeinrichtung angezeigten Verbrauch 
und für die Erfüllung sämtlicher sonstiger Verpflichtungen. 

 
(4) Ein Wechsel in der Person des Kunden ist dem Wasserversorgungsunterneh-

men unverzüglich mitzuteilen und bedarf dessen Zustimmung. Das Unterneh-
men ist nicht  verpflichtet, dem Eintritt des Dritten in die sich aus dem              
Vertragsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten zuzustimmen. 

 
(5) Tritt anstelle des bisherigen Wasserversorgungsunternehmens ein anderes 

Unternehmen in die sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein, so bedarf es hierfür nicht der Zustimmung des Kunden. Der 
Wechsel des Wasserversorgungsunternehmens ist öffentlich bekannt zu        
geben. 

 
(6) Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

 
(7) Der Kunde kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses verlangen, 

ohne damit das Vertragsverhältnis zu lösen. 
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§ 33 Einstellung der Versorgung, fristlose Kündigung 

 
(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Versorgung fristlos 

einzustellen, wenn der Kunde den allgemeinen Versorgungsbedingungen      
zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 

 
(1) eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen 

abzuwenden, 
(2) den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor 

Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder 
(3) zu gewährleisten, dass Störungen anderer Kunden, störende Rückwir-

kungen auf Einrichtungen des Unternehmens oder Dritter oder       
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zah-

lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist das Wasserversorgungsunternehmen 
berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies 
gilt nicht, wenn der Kunde darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Ver-
hältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht 
besteht, dass der Kunde seinen Verpflichtungen nachkommt. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der 
Versorgung androhen. 

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Versorgung unverzüglich wie-
der aufzunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstellung entfallen sind und 
der Kunde die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung 
ersetzt hat. Die Kosten können pauschal berechnet werden. 

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist in den Fällen des Absatzes 1 be-
rechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos zu kündigen, in den Fällen der Num-
mern 1 und 3 jedoch nur,  wenn die Voraussetzungen zur Einstellung der Ver-
sorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach Ab-
satz 2 ist das Unternehmen zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei 
Wochen vorher angedroht wurde; Absatz 2 Satz  2 und 3 gilt entsprechend. 

 
§ 34  Gerichtsstand 

 
(1) Der Gerichtsstand für Kaufleute, die nicht zu den in § 4 des Handelsgesetz-

buchs bezeichneten Gewerbetreibenden gehören, juristische Personen des 
öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist am Sitz der 
für den Kunden zuständigen Betriebsstelle des Wasserversorgungsunterneh-
mens. 

(2) Das gleiche gilt,  
(1) wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat oder  
(2) wenn der Kunde nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhn-

lichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich dieser Verordnung ver-
legt oder sein Wohnsitz  oder gewöhnlicher Aufenthalt im    Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht  bekannt ist. 
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§ 35 Öffentlich- rechtliche Versorgung mit Wasser 

 
1. Rechtsvorschriften, die das Versorgungsverhältnis öffentlich-rechtlich regeln, 

sind den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechend zu gestalten;         un-
berührt bleiben die Regelungen des Verwaltungsverfahrens sowie gemeinde-
rechtliche Vorschriften zur Regelung des Abgabenrechts. 

2. Bei Inkrafttreten dieser Verordnung geltende Rechtsvorschriften, die das     Ver-
sorgungsverhältnis öffentlich-rechtlich regeln, sind bis zum 1. Januar 1982 an-
zupassen. 

 
§ 36 Berlin-Klausel 

 
Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes in Verbindung 
mit § 29 des Gesetzes zur Regelung des Rechts                                                    
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen auch im Land Berlin. 

 
§ 37 Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1980 in Kraft. 
(2) Die §§ 2 bis 34 gelten auch für Versorgungsverträge, die vor dem 1. April 1980 

Zustande gekommen sind, unmittelbar. Das Wasserversorgungsunternehmen 
ist verpflichtet, die Kunden in geeigneter Weise hierüber zu unterrichten.    
Laufzeit und Kündigungsbestimmungen der vor Verkündung dieser Verord-
nung abgeschlossenen  Versorgungsverträge bleiben unberührt. 

(3) § 24 Abs. 2 und 3, § 25 Abs. 1 und 2 sowie § 28 gelten nur für Abrechnungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1980 beginnen. 

 
Der Bundesminister für Wirtschaft  

 
Anhang EV Auszug aus EinigVtr Anlage I Kapitel V Sachgebiet D Abschnitt III 
(BGBl. II 1990, 889, 1008) 
- Maßgaben für das beigetretene Gebiet (Art. 3 EinigVtr) - 
Abschnitt III 
Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet mit folgenden 
Maßgaben in Kraft:... 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser vom 20. 
Juni 1980 (BGBl. I S. 750,1067) 
mit folgenden Maßgaben: 
a) Für am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bestehende Versorgungsver-
träge sind die Wasserversorgungsunternehmen von der Verpflichtung nach § 2 
Abs. 1 Satz 2 bis zum 30. Juni 1992befreit. 
b) Abweichend von § 10 Abs. 4 bleibt das am Tage des Wirksamwerdens des     
Beitritts bestehende Eigentum eines Kunden an einem Hausanschluss, den er auf 
eigene Kosten errichtet oder erweitert hat, bestehen, solange er das Eigentum 
nicht auf das Wasserversorgungsunternehmen überträgt.  
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Ergänzende Bestimmungen zu der Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 

(AVB Wasser V) 
          

     
- Gültig ab 01. September 1986 - 

 
1. Vertragsabschluss (zu § 2 AVBWasserV) 
 
(1) Die Stadtwerke Winnenden schließt den Versorgungsvertrag mit dem               

Eigentümer des anzuschließenden Grundstückes ab. Dem Eigentümer sind      
gleichgestellt die Erbbauberechtigten, die Wohnungseigentümer, die           
Wohnungserb-bauberechtigten und sonstige zur Nutzung eines Grundstückes 
dinglich         Berechtigte. In Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit dem 
Nutzungsberechtigten (z.B. Mieter, Pächter, Nießbraucher) abgeschlossen 
werden, wenn dieser alleiniger Abnehmer  ist und der Eigentümer oder          
Erbbauberechtigte sich zur Erfüllung des Vertrages mitverpflichtet. 

 
1. Tritt an die Stelle eines Hauseigentümers eine Gesellschaft von Wohnungsei-

gentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes vom 15.03.1951, so 
wird der Versorgungsvertrag mit der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentümer haftet als Gesamtschuldner. Die 
Wohnungseigentümergemeinschaft verpflichtet sich, den Verwalter oder eine 
andere Person zu bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte, die sich aus dem 
Versorgungsvertrag ergeben, mit Wirkung für und gegen alle Wohnungseigen-
tümer mit der Stadtwerke Winnenden abzuschließen und personelle Änderun-
gen, die die Haftung der Wohnungseigentümer berühren, der Stadtwerke Win-
nenden unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter nicht benannt, so sind die 
an einen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen der Stadtwerke 
Winnenden auch für die übrigen Eigentümer rechtswirksam. Das gleiche gilt, 
wenn das Eigentum an dem versorgten Grundstück mehreren Personen         
gemeinschaftlich zusteht (Gesamthandeigentum) und Miteigentum nach 
Bruchteilen). 

 
(1) Sollten mehrere Grundstücke über einen gemeinsamen Wasseranschluss und 

einen gemeinsamen Zähler versorgt werden, so ist hierüber zwischen den    
Mitgliedern der Grundstücksgemeinschaft und der Stadtwerke Winnenden 
eine besondere Vereinbarung zutreffen. Ziff. 1.2 Sätze 2 bis 4 finden                
entsprechende Anwendung. 

 
1. Der Antrag auf Wasserversorgung muss auf dem vom Stadtwerke Winnenden 

vorgeschriebenen Vordruck gestellt werden.  
 
(1) Baukostenzuschuss (zu § 9 AVBWasserV) 

 
(1) Der Anschlussnehmer zahlt der Stadtwerke Winnenden bei Anschluss an das 

Leitungsnetz der Stadtwerke Winnenden bzw. bei einer wesentlichen              
Erhöhung seiner Leistungsanforderung einen Zuschuss zu den Kosten der             
örtlichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss). 
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1.1 Der Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die für die Erstellung 

oder Verstärkung  der örtlichen Verteilungsanlagen erforderlich sind. Die        
örtlichen Verteilungsanlagen sind zum Beispiel die der Erschließung des Ver-
sorgungsbereiches dienenden Hauptleitungen, Versorgungsleitungen, Behäl-
ter, Druckregelungsanlagen (Druckerhöhung, Druckminderung), Pumpanla-
gen und zugehörige Einrichtungen. 

 
1.2 Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsrechtlichen Ausbau-

konzeption für die örtlichen Verteilungsanlagen im Rahmen behördlicher      
Planungsvorgaben (z. B. Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Sanierungs-
plan). 

 
 
1.3 Als angemessener Baukostenzuschuss für die Erstellung oder Verstärkung 

der örtlichen Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 % dieser Kosten, wobei 
sich der Baukostenzuschuss wie folgt bemisst:             

       
BKZ (in Euro) =    (GR + Gfzul) x 0,7 x K  

                              (GR + Gfzul) 
Es bedeuten:  

  
BKZ  Baukostenzuschuss 
GR                Fläche des anzuschließenden Grundstücks  

(Grundstücksgröße) 
Gfzul die nach den baurechtlichen Bestimmungen für das an-

zuschließende Grundstück zulässige Geschossfläche 
K    Kosten für die Verteilungsanlagen (Ziff. 2.2.) 

   Summe der Grundstücksflächen und zulässigen                                                                                                                                                          
Geschossflächen aller Grundstücke, die im betreffenden 
Versorungsbreich an die Verteilungsanlagen ange-
schlossen werden können. 

 
1. Als Grundstück gilt ohne Rücksicht auf die Bezeichnung im Grundbuch jeder            

zusammen hängende Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit 
bildet. 
 

2. Ist im Bebauungsplan eine Baumassenzahl festgesetzt, so ergibt sich die zulässige                             
Geschossfläche aus der Grundstücksfläche, vervielfacht mit der Baumassenzahl    
geteilt    durch 3,5. Ist für ein Grundstück eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung 
festgesetzt, so ist als zulässige Geschossfläche die Grundstücksfläche anzusetzen. 
 

3. Der Anschlussnehmer zahlt einen weiteren Baukostenzuschuss, wenn er seine  
Leistungsanforderung wesentlich erhöht. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn die  
Wasserversorgung auf ein weiteres Grundstück ausgedehnt wird. Die Höhe des  
Baukostenzuschusses bemisst sich nach den Grundsätzen der Zoff. 2.2. bis 2.6 
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(1) Zu Sonderfällen (z.B. Zusatz-, Reserve- oder Löschwasserversorgung)   
können besondere Vereinbarungen über die Bemessung des                                                   
Baukostenzuschusses getroffen werden, wobei die Art der Nutzung und die       

             Wirtschaftlichkeit des Anschlusses berücksichtigt werden. 
 
(2) Wird ein Anschluss an eine örtliche Verteilungsanlage hergestellt die vor dem 

1.9.1986 errichtet oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt        begonnen 
worden ist, so bemisst sich der Baukostenzuschuss abweichend von den vorstehen-
den Absätzen nach der Baukostenzuschussregelung     gemäß der Anlage A zu 
diesen " Ergänzenden Bestimmungen " (bisheriger Wasserversorgungsbeitrag). 
 

(3) Der Baukostenzuschuss wird zwei Wochen nach Annahme des Angebotes oder, 
falls die erforderlichen Verteilungsanlagen später fertig werden, zu    diesem  Zeit-
punkt, spätestens jedoch bei Fertigstellung des Hausanschlusses zugleich mit den 
Hausanschlusskosten fällig. Von der Bezahlung des Baukostenzuschusses und der 
Hausanschlusskosten kann die Inbetriebnahme der Kundenanlage abhängig ge-
macht werden. 

 
(2) Hausanschlusskosten (zu § 10 AVBWasserV) 

 
2.4 Grundsätzlich erhält jedes Grundstück oder jedes Haus einen eigenen      

Anschluss an die Versorgungsleitung. Die Stadtwerke Winnenden ist jedoch  
berechtigt, mehrere Grundstücke oder Gebäude über eine Anschlussleitung 
zu versorgen, insbesondere bei  Reihenbebauung. Als Grundstück gilt ohne 
Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhängende   
Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
Befinden sich auf dem Grundstück mehrere Gebäude mit Wasserver-
brauchsanlagen so kann das Stadtwerke Winnenden jedes dieser Gebäude 
– insbesondere dann, wenn ihnen eine eigene Hausnummer zugeteilt ist – 
über einen eigenen Hausanschluss versorgen.  
 

2.5 Die Herstellung, Änderung oder Abtrennung eines Hausanschlusses ist auf  
einem von der Stadtwerke Winnenden vorgeschriebenen Vordruck zu        
beantragen. Dem Antrag ist ein amtlicher Lageplan mit Textteil oder bei   
Neubauten zusätzlich ein Untergeschossplan beizufügen. 

 
Der Anschlussnehmer zahlt der Stadtwerke Winnenden die Kosten für die  Erstellung 
des Hausanschlusses, d.h. die Verbindung des Verteilernetzes mit der Kundenan-
lage, beginnend an der Abzweigstelle des Verteilernetzes und endend mit der Haupt-
absperrvorrichtung. Bei Hausanschlüssen die ohne Hauptabsperrvorrichtung erstellt 
sind, endet der Hausanschluss mit dem Flansch bzw. dem Verbindungsstück zu 
Kundenanlage unmittelbar hinter der Einführung in das Gebäude. Ferner zahlt der 
Anschlussnehmer die Kosten für die Veränderung des Hausanschlusses, die durch 
eine Änderung oder  Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen     
Gründen von ihm veranlasst werden. 
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Dies gilt auch für Anschlüsse, die der Versorgung mehrerer Gebäude oder     
Grundstücke dienen. Soweit durch die Veränderung des Hausanschlusses 
Installationsarbeiten in der Kundenanlage erforderlich werden, sind diese vom  
Anschlussnehmer auf eigene Kosten ausführen  zu lassen. Stellt die  
Stadtwerke Winnenden für mehrere Anschlussnehmer deren  
Wasserversorgung gleichzeitig beantragt wird eine gemeinsame  
Hausanschlussleitung her, so ist jeder  Anschlussnehmer verpflichtet,  
dem Stadtwerke Winnenden die auf ihn fallenden anteiligen Kosten zu  
erstatten.  
Die Kosten für die Erstellung bzw. Veränderung von Hausanschlüssen können  
pauschal  berechnet werden. 
 

2.10 Wird das Vertragsverhältnis beendet, insbesondere weil länger als 1 Jahr kein 
Wasser mehr abgenommen wurde, ist die Stadtwerke Winnenden berechtigt, 
den Hausanschluss  auf Kosten des Anschlussnehmers vom Versorgungsnetz 
abzutrennen. 
 
 

(3) Kundenanlage (zu § 12 AVBWasserV) 
 

Schäden innerhalb der Kundenanlage müssen unverzüglich beseitigt werden. 
 
 

(4) Inbetriebsetzung der Kundenanlage (zu § 13 AVBWasserV) 
 

Die Stadtwerke Winnenden setzt die Kundenanlage nach Vorlage der Fertigstel-
lungsanzeige des Vertragsinstallateurs in Betrieb. Die erste Inbetriebsetzung  
(Einbau des Zählers und öffnen der Absperrvorrichtung) erfolgt kostenlos. In allen 
übrigen Fällen – insbesondere wenn durch festgestellte Mängel in der Kundenanlage 
eine erneute Anfahrt nötig ist – werden die entstehenden Mehrkosten nach  
tatsächlichem Aufwand berechnet.  

  
Die Anlage nach der Zählereinrichtung setzt das Installationsunternehmen in Betrieb. 

 
 

(5) Messeinrichtungen (zu § 18 Abs. 2 und § 32 Abs. 7 AVBWasserV) 
 
 

Werden Messeinrichtungen auf Verlangen des Kunden verlegt, vorübergehend ent-
fernt, angebracht oder gesperrt, so sind die dafür anfallenden Kosten nach dem tat-
sächlichen Aufwand vom Kunden zu erstatten.  

 
Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung von 
Messeinrichtungen, soweit ihn ein Verschulden trifft. Dasselbe gilt auch für Schäden 
an Messeinrichtungen durch Frosteinwirkung. Die dafür anfallenden Kosten werden 
dem Anschlussnehmer nach dem tatsächlichen Aufwand in Rechnung gestellt. 
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7. Nachprüfung von Messeinrichtungen (zu § 19 Abs. 2 AVBWasserV) 

 
Die Kosten der Nachprüfung von Messeinrichtungen gem. § 19 Abs. 2 sind nach 
dem tat- sächlichen Aufwand zu erstatten. 

 
 

8. Wasserabgabe für Bau- oder sonstige vorübergehende Zwecke  
(zu § 22 AVBWasserV) 

 
Standrohre zur Abgabe von Bauwasser oder für andere Zwecke werden nach  
Maßgabe der hierfür  von der Stadtwerke Winnenden vorgesehenen Bestimmungen  
vermietet.  

  
9. Ablesung und Abrechnung  (zu §§ 20, 24 und 25 AVBWasserV) 

 
Zählerablesung und Abrechnung erfolgen grundsätzlich in 12-monatlichen  
Abständen. Die Stadtwerke Winnenden erhebt monatliche Abschläge. 
 
10. Allgemeine Tarife für die Versorgung mit Wasser  

                       

Siehe Anlage B zu den Ergänzenden Bestimmungen. 
 
 

11. Zahlungsverzug, Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung 
  (zu §§ 27 und 33 AVBWasserV)  

 

Die Kosten, die die Stadtwerke Winnenden aus Zahlungsverzug und aus einer erfor-

derlich werdenden Einstellung sowie Wiederaufnahme der Versorgung gemäß § 33 

entstehen, werden dem  Anschlussnehmer wie folgt berechnet: 

 
a) für jede erneute schriftliche Zahlungsaufforderung  € 3,00* 
b) bei Zahlungsverzug Verzugszinsen in Höhe von 3 % über dem  
                jeweiligen Diskontsatz der  Deutschen Bundesbank 
c)  für die Einstellung der Versorgung € 51,00* 
d)             für die Wiederaufnahme der Versorgung € 63,75 
 

*nicht umsatzsteuerbar gemäß § 1 Abs. 1 UStG, da kein Leistungsaustausch stattfindet 
 

12. Sonstige Kostenberechnungen 
 

Soweit im Übrigen die Stadtwerke Winnenden nach der AVBWasserV berechtigt ist 
Kosten zu berechnen, werden diese nach Aufwand in Rechnung gestellt. Für  
Aufwendungen, die durch Nichteinlösen von Kundenschecks oder bei  
Rücklastschriften entstehen, berechnet die Stadtwerke Winnenden die von den 
Geldinstituten erhobenen Beträge zuzüglich einer Bearbeitungsgebühr von € 3,00  
an den Kunden weiter.                 
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13. Steuern und Abgaben 
 

2.6 Die Berechnung von neu hinzukommenden Steuern und Abgaben bleibt 
               vorbehalten. 

 
 
            13.2         Die von der Stadtwerke Winnenden geforderten Beträgen wird die  
                            gesetzliche Umsatzsteuer mit dem jeweils geltenden Steuersatz  

hinzugerechnet. 
 

14.  Abwassergebühr – Auskünfte - Datenschutz 
 

Die Stadtwerke Winnenden ist berechtigt die Abwassergebühr nach dem  
Wasserverbrauch auf der Grundlage der jeweils gültigen Abwassersatzung der Stadt 
Winnenden für die Stadt zu erheben bzw. hierzu der Stadt entsprechende Auskünfte 
über den Wasserbezug der Kunden zu erteilen. 
Nähere Informationen zum Datenschutz und Bonitätsauskunft sind in der Anlage  
„Datenschutz“ zu entnehmen.  

 
15.  Inkrafttreten 

 

Diese Ergänzenden Bestimmungen treten mit Wirkung vom 01. November 2004 in 
Kraft. 

 
Der Aufsichtsrat der Stadtwerke Winnenden GmbH hat am 07. Oktober 2004 den 

Ergänzenden Bestimmungen gem. § 10 Abs. 2 Buchstabe c) des Gesellschafts-
vertrages zugestimmt. 

 
 
 
Winnenden, 07.10.2004 
 
  

  



 
ANLAGE A 

 
ZU DEN „ERGÄNZENDEN BESTIMMUNGEN“ 
ZU DER VERORDNUNG ÜBER ALLGEMEINE 

BEDINGUNGEN FÜR DIE VERSORGUNG MIT WASSER 
(AVBWasserV) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  STADTWERKE WINNENDEN GMBH 



  



ANLAGE A 
 

zu den Ergänzenden Bestimmungen 
zu der Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) der 

STADTWERKE  WINNENDEN GmbH 
          

     
 
Wird ein Anschluss an eine örtliche Verteilungsanlage hergestellt die vor dem 
01.09.1986 errichtet oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen wor-
den ist, so bemisst sich der Baukostenzuschuss abweichend von der in Ziff. 2 der 

Ergänzenden Bestimmungen getroffenen Regelung nach den Bestimmungen der 
Satzung der Stadt Winnenden über den Anschluss an die öffentliche Wasserversor-
gung über die Abgabe von Wasser (Wassersatzung) in der Fassung vom 
23.10.1979.  
Danach gelten für die davon betroffenen Fälle die folgenden Bestimmungen: 

 
2.7 Maßstab für den Baukostenzuschuss sind die zulässige Geschossfläche und die Grund-

stücksfläche. Die zulässige Geschossfläche ergibt sich aus den  Festsetzungen im Be-
bauungsplan. Ist im Bebauungsplan eine Baumassenzahl festgesetzt, so ergibt sich die 
zulässige Geschossfläche aus der Grundstücksfläche, vervielfacht mit der Baumassen-
zahl, geteilt durch 3,5. Ist für Grundstücke eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung 
festgesetzt, so ist als zulässige Geschossfläche die Grundstücksfläche anzusetzen. Bei 
Grundstücken, für die das Maß der baulichen Nutzung im Bebauungsplan nicht festge-
setzt ist, ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus der sinngemäßen Anwendung 
der Vorschriften der Baunutzungsverordnung entsprechend der vorhandenen Bebau-
ung. Als Grundstück gilt ohne Rücksicht auf die Bezeichnung im Grundbuch jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, 
insbesondere dann, wenn ihm eine besondere Hausnummer zugeteilt ist. 

 
2.7 Der Baukostenzuschuss wird zur Zeit wie folgt berechnet: 
 

- je m² zulässige Geschossfläche  € 6,35    
- je m² Grundstücksfläche   € 6,35  

 
Die Sätze werden jährlich fortgeschrieben.  
 

2.7 Den genannten Beträgen wird die gesetzliche Umsatzsteuer mit dem jeweils geltenden 
Steuersatz hinzugerechnet. 

 
Winnenden, 01.01.2018 
                                          
        Geschäftsführer          
        Stefan Schwarz 
        Jochen Mulfinger 
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ANLAGE B 

 
 
 

ZU DEN „ERGÄNZENDEN BESTIMMUNGEN“ 
ZU DER VERORDNUNG ÜBER ALLGEMEINE 

BEDINGUNGEN FÜR DIE VERSORGUNG MIT WASSER 
(AVBWasserV) 

Allgemeine Tarife- 
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ANLAGE B 
 

zu den „Ergänzenden Bestimmungen“ 
zu der Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) der 

STADTWERKE WINNENDEN GmbH 
          

     
Allgemeine Tarife für die Versorgung mit Wasser 

 
Die Stadtwerke Winnenden GmbH stellt ihren Kunden Wasser zu nachstehenden Preisen 
zur Verfügung: 

 
2.8 Der Wasserpreis setzt sich zusammen aus dem Grundpreis und dem  

           Arbeitspreis. 
 

2.8 Der Grundpreis wird gestaffelt nach Zählergröße erhoben. Er beträgt pro  
Jahr. 

 
Q3=4    netto 
 
Bei der Berechnung des Grundpreises wird der Monat, in dem der  
Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, als voller  
Monat gerechnet. 
 
Wird die Wasserbereitstellung wegen Wassermangels, Störungen im  
Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten oder aus anderen Gründen länger als  
einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unterbrechung,  
abgerundet auf volle Monate, kein Grundpreis berechnet. 
 

3.    Der Arbeitspreis nach dem gemessenen Verbrauch beträgt ab: 
01.01.2023 € 2,70 je m³ Trinkwasser 

 
4.    Der Stadt Winnenden wird auf Antrag auf den Arbeitspreis ein Rabatt in  

Höhe von 10 % für die nicht überwiegend zu Wohnzwecken genutzten  
Verbrauchsstellen gewährt. 
 

     2.9   Die Gesellschaft unterhält und betreibt in einem begrenzten Gebiet ein  
             Wasserrohrnetz für Gebrauchswasser. Dieses Wasser ist für Trinkzwecke  
             nicht geeignet. Für Kunden, denen die Gesellschaft aufgrund besonderer  
             schriftlicher Abmachung Gebrauchswasser liefert, beträgt der Arbeitspreis  
             50 vom Hundert des Arbeitspreises nach Ziff. 3. 

5. / Seite - 2 – 
 

 
5 / Seite - 2 – 

 
 



2.9 Der Bereitstellungspreis für Zusatzwasserversorgung und Reservewasserversorgung 
beträgt € 0,25 je m³ eigengefördertes bzw. von Dritten bezogenes Wasser. Zusatzwas-
serversorgung liegt vor, wenn ein Teil des Wasserbedarfes aus Eigenanlagen und/ oder 
aus Lieferungen Dritter gedeckt wird und die darüber hinausgehenden Mengen von der 
Stadtwerke Winnenden GmbH bezogen werden. Reservewasserversorgung liegt vor,  
wenn der gesamte Wasserbedarf normalerweise aus Eigenanlagen und / oder aus Lie-
ferungen Dritter gedeckt wird und nur bei Ausfall dieser Versorgungsmöglichkeiten vo-
rübergehend Wasser  von der Stadtwerke Winnenden GmbH bezogen wird. 

 
2.9 Den von der Stadtwerke Winnenden GmbH geforderten Beträgen wird die gesetzliche 

Umsatzsteuer mit dem  jeweils geltenden Steuersatz hinzu gerechnet.   
 
 

10. Die Anlage B in dieser Fassung tritt am 01.01.2004, Ziff. 2 und 3 am 
       01.01.2023 in Kraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Winnenden, Januar 2023 
 

 
 

 
 
 
 

  



Anlage Datenschutz 
 
Kundeninformationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten  
 
Die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) entfaltet ab dem 25.05.2018 auch in 
Deutschland unmittelbare Rechtswirkungen. Als Ihr Energie- und/oder Wasserversorger so-
wie Bäderbetreiber möchten wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
im Rahmen der Erbringung unserer Dienstleistungen informieren. Wir verarbeiten Ihre per-
sonenbezogenen Daten ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. Das 
umfasst folgende Datenkategorien:  
Stammdaten (z.B. Name, Vorname, Anschrift), Vertragsdaten (z.B. Kundennummer, Zähler-
nummer), Abrechnungsdaten und Bankdaten sowie vergleichbare Daten. 

1. Wer ist für die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten verantwortlich und 
an wen kann ich mich bei Fragen wenden? 

Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz (z. B. DS-GVO) 
für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist: Stadtwerke Winnenden GmbH, 
Waiblinger Straße 42 71364 Winnenden, Telefonnummer: 07195 92 41-0, Fax-Nr.: 07195 
92 41-30, E-Mail-Adresse: info@stadtwerke-winnenden.de, Internet: www.stadtwerke-win-
nenden.de. 
 
Unser Datenschutzbeauftragter steht Ihnen für Fragen zur Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten unter: Stadtwerke Winnenden GmbH, Datenschutzbeauftragter, Waiblinger 
Straße 42, 71364 Winnenden, E-Mail-Adresse:  
datenschutzbeauftragter@stadtwerke-winnenden.de, Telefon: 07195 92 41-0, Fax: 07195 
9241-30 gerne zur Verfügung. 

2. Welche Arten von personenbezogenen Daten werden von mir verarbeitet? Zu wel-
chen Zwecken und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Verarbeitung? 

2.1 Datenverarbeitung zum Zweck der Vertragsanbahnung und -abwicklung (Art. 6 
Abs. 1 b DS-GVO)  
Die Verarbeitung Ihrer Daten ist für die Vertragsanbahnung, -durchführung und Abrechnung 
Ihres Vertrages erforderlich. Wir verarbeiten im Rahmen der Energie- und/oder Wasserbe-
lieferung folgende Arten personenbezogener Daten: Name des Kunden, Adressdaten, Zäh-
lernummer, Lieferbeginn- und Lieferende, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Energiever-
brauch / Messwerte, Identifikationsnummer der Marktlokation, Abrechnung von Energieleis-
tungen, Versand von Rechnungen ggf. Mahnungen, Abwicklung der Zahlung, Kommunika-
tion mit dem Kunden, Beschwerdemanagement, Geburtsdatum zur eindeutigen Identifizie-
rung. Sofern als Zahlungsweise das SEPA-Lastschriftmandat gewählt wurde, erheben wir 
folgende weitere Angaben, um den Lastschrifteinzug durchzuführen sowie Gutschriften er-
statten zu können: Name des/der Kontoinhaber/s, Adressdaten des/der Kontoinhaber/s, Kre-
ditinstitut, IBAN. Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten werden zu den folgenden 
Zwecken auf folgender Rechtsgrundlage verarbeitet: 

• Erfüllung (inklusive Abrechnung) des Energie- und/oder Wasserliefervertrages 

(und Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf Ihre Anfrage) auf Grund-

lage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO sowie der §§ 49 ff. des Messstellenbe-

triebsgesetzes (MsbG). 

• Direktwerbung und Marktforschung auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. a 

DS-GVO i. V. m. Ihrer Einwilligung sowie auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 

Buchst. f DS-GVO und 

mailto:info@stadtwerke-winnenden.de
mailto:datenschutzbeauftragter@stadtwerke-winnenden.de


• Wahrung der gesetzlichen Archivierungs- und Aufbewahrungspflichten (z. B. 

§ 257 HGB, § 147 AO) auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchst. c DS-GVO.2.2 

Datenverarbeitung aus berechtigtem Interesse (Art. 6 Abs. 1 f DS-GVO) 

Wir verarbeiten Ihre Daten in zulässiger Weise zur Wahrung unserer berechtigten Interes-
sen. Das umfasst die Nutzung Ihrer personenbezogenen Daten auch, um  

• Ihnen Produktinformationen über Energieprodukte (z.B. Energieerzeugung, -

belieferung, Energieeffizienz, Elektromobilität und sonstige energienahe Leis-

tungen und Services) zukommen zu lassen.  

• Maßnahmen zur Verbesserung und Entwicklung von Services und Produkten 

durchzuführen, um Ihnen eine kundenindividuelle Ansprache mit maßge-

schneiderten Angeboten und Produkten anbieten zu können.  

• Markt- und Meinungsforschung durchzuführen bzw. von Markt- und Meinungs-

forschungsinstituten durchführen zu lassen. Dadurch verschaffen wir uns einen 

Überblick über Transparenz und Qualität unserer Produkte, Dienstleistungen 

und Kommunikation und können diese im Sinne unserer Kunden ausrichten 

bzw. gestalten.  

• Sofern es sich um einen onlinevertrag handelt um in Konsultation und Daten-

austausch mit Auskunfteien (z.B. Schufa, Creditreform) zur Ermittlung von Bo-

nitäts- bzw. Zahlungsausfallrisiken zu treten, insbesondere bei Vorliegen der 

Voraussetzungen des § 31 BDSG.  

• Rechtliche Ansprüche geltend zu machen und zur Verteidigung bei rechtlichen 

Streitigkeiten  

• Straftaten aufzuklären oder zu verhindern (z.B. Stromdiebstahl)  

• Adressermittlung durchzuführen (z.B. bei Umzügen)  

• Ihre Daten anonymisiert zu Analysezwecken zu verwenden  

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen zuvor nicht genannten Zweck verarbei-
ten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor infor-
mieren. 

 
 

2.3 Datenverarbeitung aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1 c DS-GVO) oder 
im öffentlichen Interessen (Art. 6 Abs. 1 e DS-GVO) 
Als Unternehmen unterliegen wir diversen gesetzlichen Verpflichtungen (z.B. Messstellen-
betriebsgesetz, Steuergesetze, Handelsgesetzbuch), die eine Verarbeitung Ihrer Daten zur 
Gesetzeserfüllung erforderlich machen. 

3. Erfolgt eine Offenlegung meiner personenbezogenen Daten gegenüber anderen 
Stellen? 

Innerhalb unseres Unternehmens erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die diese 
zur Erfüllung der oben genannten Zwecke brauchen (s.h. 2. Zweck und Rechtsgrundlagen 
der Verarbeitung personenbezogener Daten). Das gilt auch für von uns eingesetzte Dienst-
leister und Erfüllungsgehilfen. Personenbezogene Daten werden von uns an Dritte nur über-
mittelt, wenn dies für die vorgenannten Zwecke erforderlich ist oder Sie zuvor eingewilligt 
haben.  

 



Empfänger personenbezogener Daten können z.B. sein: Versanddienstleister, Inkasso-
dienstleister Finanz- und Steuerbehörden, Polizei und Ermittlungsbehörden (mit vorliegen-
der Rechtsgrundlage), Behördliche Meldestellen (sofern Übermittlung gesetzlich vorge-
schrieben), Versicherungen, Banken und Kreditinstitute (Zahlungsabwicklung), Markt-
partner, Handelsvertreter, Wirtschaftsprüfer, Internetdienstleister (z.B. Google) und Internet-
agenturen, Meinungsforschungsinstitute, Druckdienstleister, Handwerker (z.B.im Rahmen 
von Energiedienstleistungen, Contracting), Anwälte, Auditoren. Auskunfteien, Messtellen- 
und Netzbetreiber. 
 

Die Stadtwerke Winnenden GmbH kann im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses erhobene 
personenbezogene Daten über die Beantragung, die Durchführung und Beendigung dieser 
Geschäftsbeziehung sowie Daten über nicht vertragsgemäßes Verhalten oder betrügeri-
sches Verhalten an die CRIF Bürgel GmbH, Radlkoferstraße 2, 81373 München übergeben. 
Rechtsgrundlagen dieser Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe f der Datenschutz-Grundverordnung (DS- Seite 10 von 12 GVO). Über-
mittlungen auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DS-GVO dürfen nur erfol-
gen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen der Stadtwerke Winnenden GmbH 
oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 
Der Datenaustausch mit der CRIF BÜRGEL GMBH dient auch der Erfüllung gesetzlicher 
Pflichten zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kunden (§ 505a und 506 
des Bürgerlichen Gesetzbuches). Die CRIF BÜRGEL GMBH verarbeitet die erhaltenen Da-
ten und verwendet sie auch zum Zwecke der Profilbildung (Scoring), um ihren Vertragspart-
nern im Europäischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern 
(sofern zu diesen ein Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommission besteht) 
Informationen unter anderem zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen Personen 
zu geben. Nähere Informationen zur Tätigkeit der CRIF BÜRGEL GMBH können dem CRIF 
BÜRGEL GMBH -Informationsblatt nach Art. 14 DS-GVO entnommen oder online unter 
www.crifbuergel.de/sites/default/files/documents/informationsblatt_dsgvo.pdf eingesehen 
werden. 
 

4. Für welche Dauer werden meine personenbezogenen Daten gespeichert und wann 
wieder gelöscht? 

Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten für die o.g. Zwecke (s.h. 2. Zweck und Rechts-
grundlagen der Verarbeitung personenbezogener Daten). Ihre Daten werden erstmals ab 
dem Zeitpunkt der Erhebung, soweit Sie oder ein Dritter uns diese mitteilen, verarbeitet. Wir 
löschen Ihre personenbezogenen Daten, wenn das Vertragsverhältnis mit Ihnen beendet ist, 
sämtliche gegenseitigen Ansprüche erfüllt sind und keine anderweitigen gesetzlichen Aufbe-
wahrungspflichten oder gesetzlichen Rechtfertigungsgründe für die Speicherung bestehen. 
Dabei handelt es sich unter anderem um Aufbewahrungspflichten aus dem Handelsgesetz-
buch (HGB) und der Abgabenordnung (AO). Das bedeutet, dass wir spätestens nach Ablauf 
der gesetzlichen Aufbewahrungspflichten, in der Regel sind das 10 Jahre nach Vertrags-
ende, Ihre personenbezogenen Daten löschen. 
 

5. Welche Rechte habe ich in Bezug auf die Verarbeitung meiner personenbezogenen 
Daten? 

Sie haben uns gegenüber insbesondere folgende Rechte hinsichtlich der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten: 

• Recht auf Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten 
(Art. 15 DS-GVO), 



• Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden gespeicherten Daten feh-
lerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO), 

• Recht auf Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Ver-
arbeitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder Sie 
eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezogener Da-
ten widerrufen haben (Art. 17 DS-GVO), 

• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 
lit. a) bis d) DS-GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-
GVO), 

• Recht auf Übertragung der von Ihnen bereitgestellten, Sie betreffenden perso-
nenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO), 

• Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die Recht-
mäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht 
berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und 

• Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO). 
 

Widerspruchsrecht 
Sofern wir eine Verarbeitung von Daten zur Wahrung unserer berechtigten Interessen (siehe 
2.2 Datenverarbeitung aus berechtigtem Interesse) vornehmen, haben Sie aus Gründen, die 
sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit das Recht, gegen diese Verarbeitung 
Widerspruch einzulegen. Das umfasst auch das Recht Widerspruch gegen die Verarbeitung 
zu Werbezwecken einzulegen. Der Widerspruch ist an Stadtwerke Winnenden GmbH,   
Waiblinger-Str. 42, 71364 Winnenden zu richten. 

 
 
Stand: Jan. 2023 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


